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Gleichstellungspolitik in der Krise
Herausforderungen vor dem Hintergrund europäischer  
maskulin-autoritärer Krisenbewältigungsstrategien
Elisabeth Klatzer, Christa Schlager

Einleitung

Schon in den Gründungsverträgen der Europäischen Union (EU) war die Gleich-
stellung von Frauen und Männern Thema. So wurde der Grundsatz des gleichen 
Entgelts für Frauen und Männer bei gleicher Arbeit bereits 1957 in den »Römischen 
Verträgen« im Vertrag festgeschrieben. Seither gilt die EU für manche als Motor 
gleichstellungspolitischer Aktivitäten, nicht zuletzt durch die Strategie des Gender 
Mainstreaming. Gleichzeitig gab und gibt es von feministischer Seite anhaltend Skep-
sis gegenüber den EU-Politiken. Diese ambivalente Stimmung aufnehmend, unter-
sucht der folgende Artikel die Bedeutung der Gleichstellungspolitik in der EU vor 
dem Hintergrund der Finanz- und Wirtschaftskrise sowie der EU-Krisenpolitik und 
skizziert notwendige Voraussetzungen dafür, dass Gleichstellungspolitik in Hinkunft 
überhaupt wirksam werden kann. Dabei geht es nicht um die Wiederherstellung der 
vorherigen Zustände, sondern darum Transformationsprozesse in Gang zu setzen. 

1.	Stellenwert von Frauen- und Gleichstellungspolitik in der EU

Im Juni 2013 hat das Europäische Institut für Geschlechtergleichstellung (EIGE) 
seinen ersten europäischen Gleichstellungsindex veröffentlicht (EIGE 2013). Der 
zusammengesetzte Gleichstellungsindex liegt gegenwärtig bei 54 von 100 mögli-
chen Punkten, wobei 100 Geschlechtergleichstellung bedeuten würde. Die wichtigste 
Botschaft daraus ist, dass die EU mehr als 55 Jahre nach Ihrer Gründung erst auf 
halbem Weg in Richtung Gleichstellung – »halfway towards equality« – ist. Von den 
6 Bereichen, die der Indikator abbildet – Arbeit, Geld, Wissen, Zeit, Gesundheit und 
Macht – ist die Ungleichheit im Bereich der Macht, das heißt die Repräsentation von 
Frauen in politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Entscheidungspositio-
nen, weitaus am größten. Sie erreicht im Schnitt nur einen Wert von 38 % (Österreich 
24 %). Die Subindikatoren zeigen, dass Macht und Einfluss im Wirtschaftsleben ge-
genüber dem politischen Einfluss noch einmal stark abfällt und im EU-Schnitt nur 
bei 29 % liegt (Österreich 9 %) (EIGE, 121). 

Es besteht dringender Handlungsbedarf, um im Zuge der »Krisenpolitik« und des 
damit verbundenen Umbaus der wirtschaftspolitischen Steuerung (EU Economic 
Governance) die eklatanten Gleichstellungsdefizite nicht weiter zu vertiefen. 

Denn die neue wirtschaftspolitische Governance der EU hat einige grundlegende 
Prämissen, die wenig diskutiert werden. Zentral sind die politischen Verständnisse 
von Staat und Markt. Und auch, wie die Gleichstellungspolitik bisher in der EU ver-
ankert und praktiziert wurde. 
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Der Grundsatz des gleichen Entgelts für Frauen und Männer bei gleicher Ar-
beit ist eine heute noch brennende Herausforderung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern. Susanne Schunter-Kleemann (1990) weist auf den Hintergrund der 
Aufnahme in den Gründungsvertrag der EG hin, der vor allem in der Sorge Frank-
reichs zu suchen war, gegenüber anderen Staaten nicht in einen Wettbewerbsnachteil 
zu geraten. Frankreich hatte sich damals nämlich als einziges Land gesetzlich zum 
Grundsatz des gleichen Entgelts verpflichtet (ebd., 5). Die von Beginn an bezeich-
nende Konnotation mit der Wettbewerbspolitik, bleibt ein Charakteristikum der 
europäischen Gleichstellungspolitik. 

In der EU wurden nach Schunter-Kleemann im wesentlichen drei Varianten von 
Frauenpolitik praktiziert, welche die dominanten Werthaltungen einzelner Grup-
pierungen bzw. Sozialstaatssysteme widerspiegeln : eine sozialistische, egalisierende, 
eine neoliberale, marktkonforme und eine neokonservative, die Frauenpolitik in en-
gen Zusammenhang mit Familien- bzw. Bevölkerungspolitik sieht (ebd. 229). Diese – 
mitunter widersprüchlichen – Werthaltungen spiegeln sich, mit unterschiedlicher 
Gewichtung, nach wie vor in den Vorhaben der Europäischen Kommission (EK) und 
deren Mitgliedstaaten wider. Es werden aktuell sowohl Gender Pay Gap Initiativen, 
als auch weibliches Entrepreneurship und Selbständigkeit, sowie familienrelevante 
und bevölkerungspolitische Themen unter der europäischen Gleichstellungsstrategie 
(EK, o. S.) abgehandelt. 

Zu beobachten ist jedoch, dass Frauenpolitik in der letzten Dekade verstärkt vor 
dem Hintergrund der dominanten europäischen Agenda der Verbesserung der ge-
samteuropäischen Wettbewerbsfähigkeit betrieben wird (Genetti 2010, 203 f) und 
damit die marktkonforme Gleichstellungspolitik eindeutig die dominierende gewor-
den ist. Insbesondere seit dem Vertrag von Lissabon wird die Legitimation gleich-
stellungspolitischer Maßnahmen in erster Linie über deren ökonomischen Nutzen 
argumentiert. Genetti spricht deswegen von einer »geschlechterambivalenten Wett-
bewerbsstaatlichkeit« (ebd, 215). Frauenpolitik unterliegt der herrschenden neolibe-
ralen Strategie, wie das aktuelle Arbeitsprogramm der Kommission zeigt : 

Es gibt zwar das Ziel der »gleichen wirtschaftlichen Unabhängigkeit von Frauen 
und Männern« (EK, o. S.) in der EU »Strategie für die Gleichstellung von Frauen 
und Männern 2010-2015« (EK 2011) auch. Die Strategie verdeutlicht allerdings laut 
EK den Nutzen der Gleichstellung der Geschlechter »im Hinblick auf Wirtschafts-
wachstum und nachhaltige Entwicklung« und die Umsetzung erfolgt im Rahmen der 
formal zentralen wirtschaftspolitischen Strategie, »Europa 2020«. 

2. Gleichstellungspolitik in der Krise 

Es wäre jedoch irreführend, den Stellenwert von Gleichstellungspolitik der Union 
nur anhand dieser Dokumente zu bewerten. Denn mit der Eurokrise traten sowohl 
die »Europa 2020 Strategie« als auch soziale und demokratiepolitische Ziele in der 
EU in den Hintergrund und wurden von finanz- und währungspolitischen Themen 
sowie Maßnahmen zur »Krisenbewältigung« verdrängt. 

2.1	 Wirtschaftspolitische Koordinierung auf EU Ebene als »Antwort«  
auf die Krisen : Maskulin-autoritärer Krisenkonstitutionalismus 

Die EU gab sich im Zuge ihrer Krisenbewältigungspolitik eine verstärkte »EU Econo-
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mic Governance«, das heißt, eine in zentralen Bereichen grundlegend umgestaltete 
und mit stärkerer Durchgriffsmacht von EU Institutionen auf Mitgliedstaaten aus-
gestaltete wirtschaftspolitische Steuerung. Die wesentlichen Charakteristika dieser 
neuen wirtschaftspolitischen Steuerung sind (Klatzer/Schlager 2012, 27) :
 –	 Regelgebundenheit mit hoher Bestandskraft, 
 –	 Einseitige Defizit- und Verschuldungsabbau-Ausrichtung, die zu Sparzwang und 

Abbau von Sozialstaatlichkeit führt,
 –	 Mit der Formel Wettbewerbsfähigkeit wird Druck auf Löhne und Arbeitsrechte 

erhöht,
 –	 Ein hohes Maß an Übertragung heikler wirtschafts- und budgetpolitischer Ent-

scheidungskompetenzen an demokratisch nicht legitimierte kleine elitäre Grup-
pen innerhalb der Bürokratie mit erheblichem Machtzuwachs der Finanzbürokra-
tie in Kommission und Mitgliedstaaten, 

 –	 Schaffung und Verstärkung intransparenter Prozesse ohne Möglichkeit der demo-
kratischen Einflussnahme bzw. Kontrolle.

Diese Entwicklungen werden treffend als »europäischer Krisenkonstitutionalismus« 
(Bieling 2011, 61) bzw. »autoritärer Konstitutionalismus« (Oberndorfer 2013) cha-
rakterisiert : wirtschaftspolitische Handlungsspielräume werden durch schwer ab-
änderbare Regeln radikal eingeschränkt und mit dem möglichen Schwinden des 
Konsenses über den neoliberalen Umbau werden die ohnehin schwach demokratisch 
ausgeprägten Entscheidungsprozesse weiter ausgehöhlt.

Das Primat der wirtschafts- und finanzpolitischen Interessen in der EU gegen-
über sozialen Anliegen wird damit verfestigt. Das Staatsverständnis ist eines des 
Wettbewerbsstaates, der auf internationale Standortkonkurrenz ausgerichtet ist und 
autoritär auftritt. Die Maskulinisierung von Gesellschaft, Politik und Staat (Sauer 
2010) schreitet in diesem Staatsverständnis weiter voran. Die Veränderungen weisen 
(nach Genetti, 142) folgende genderrelevante Charakteristika auf :
1.	 Orientierung neoliberaler Diskurse und Praxen an männlichen Normen
2.	 Reprivatisierung und Refeminisierung von sozialen Reproduktionsaufgaben
3.	 Verschiebungen in den Bedeutungen von Privat und Öffentlichkeit
4.	 Herausbildung einer neuen hegemonialen Geschlechterordnung und eines neuen 

Genderregimes im Postfordismus.
Den Steuerungsmechanismen ist geschlechterpolitischer Gehalt eingeschrieben. Be-
reits in den vergangenen Jahrzehnten waren Machtverschiebungen zugunsten der 
Finanzministerien zu beobachten (vgl. Sen 2002). Mit der Economic Governance 
wurden aber schlagartig die Finanzministerien und die Generaldirektion ECFIN 
(Wirtschaft und Finanzen) in der EK mit großem Machtzugewinn in budget- und 
wirtschaftspolitischen Entscheidungen ausgestattet. Diese Verschiebung ist in sich 
eine geschlechterpolitische, da diese finanzpolitischen Institutionen nicht nur zu 
einem viel höheren Ausmaß von Männern dominiert sind als viele andere Teile der 
Bürokratie, sondern auch nach wie vor von sehr maskulinen Normen und Traditio-
nen geprägt sind (vgl. Klatzer/Schlager 2013 b ; Schuberth 2006, Sauer 2010). 

Nationale Parlamente verlieren durch diese Verschiebungen hin zu regelgebun-
denen, bürokratiegeleiteten Verfahren an Einfluss, was wesentliche Auswirkungen 
auf die Repräsentation und den Einfluss von Frauen auf relevante Entscheidungs-
prozesse hat. Mühsam erkämpfte Terraingewinne von Frauen in demokratischen 
Institutionen werden somit durch die Machtverschiebungen bezüglich substantieller 
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Mitbestimmung innerhalb der MS und hin zur supranationalen Ebene zu einem 
großen Teil zunichte gemacht.

Während der Anteil von Frauen und ihr Einfluss in traditionellen demokratischen 
Institutionen über die letzten Jahrzehnte langsam aber stetig zugenommen hat, hat 
sich die effektive Entscheidungsmacht auf ausgewählte EU-Institutionen und ande-
re internationale Institutionen, wie den IWF, multinationale Unternehmen sowie 
Finanzinstitutionen und -märkte verschoben. Diese stellen Terrains von Maskuli-
nität und männlich dominierter Macht dar, die zunehmend Macht über politische 
Entscheidungsprozesse gewinnen. Es geht dabei nicht nur darum, dass in diesen 
Institutionen in Entscheidungspositionen fast ausschließlich Männern zu finden 
sind, sondern vielmehr auch darum, dass in Institutionen, Strukturen und Verfah-
ren selbst traditionelle Männlichkeitsbilder und Wertvorstellungen hegemonialer 
Männlichkeit eingeschrieben sind (vgl. Kreisky/Löffler 2009).

Wirtschaftspolitische Entscheidungen werden demokratischen Institutionen zu-
nehmend entzogen und an ausgewählte bürokratische verlagert, deren Kultur mas-
kulin konnotiert ist und die Zentren männlich dominierter Macht darstellen. Ent-
scheidungsprozesse werden intransparenter und sind damit hinsichtlich einseitiger 
Repräsentanz von mächtigen (Wirtschafts-)Interessen anfälliger. In Erweiterung der 
Konzepte von Bieling und Oberndorfer (siehe oben) ist damit dieser »im Schatten 
der Krise« vorangetriebene europäische Umbau der wirtschaftspolitischen Steue-
rung als maskulin-autoritärer Krisenkonstitutionalismus zu charakterisieren.

2.2  Europäisches Semester : wo bleibt die Gleichstellungspolitik ?
Der Prozess, in dem die wirtschaftspolitische Koordinierung (EU Economic Gover-
nance) umgesetzt werden soll heißt »Europäischen Semester«. Er stellt eine zeitliche 
Strukturierung der Vorhaben dar. Damit soll sichergestellt werden, dass Empfehlun-
gen von EK und Rat in den Planungen auf Länderebene verstärkt, in vielen Fällen 
verpflichtend, umgesetzt werden. Am Beginn steht die Veröffentlichung des Jahres-
wachstumsberichtes (AGS) und des Alert Mechanism Bericht (AMR) der EK im 
November jeden Jahres. Darin legt die EK ihre wirtschaftspolitischen Prioritäten 
für das kommende Jahr fest und präsentiert ihre Analyse der makroökonomischen 
Entwicklungen. Auf der Basis der Vorschläge des AGS verabschiedet der Europäische 
Rat (ER) im März politische Leitlinien. Darauf aufbauend legen die Mitgliedsländer 
ihre Stabilitäts-, Konvergenz bzw. Wirtschaftspartnerschaftsprogramme1 und die 
Nationalen Reformprogramme (NRPs) bis April vor, in denen sie ihre Budgetpolitik 
sowie die geplanten Strukturreformen darstellen. 

Der EK kommt die Aufgabe zu, diese nationalen Pläne zu evaluieren und länder-
spezifische Empfehlungen vorzulegen. Die Vorschläge der EK werden im Rat der 
Wirtschafts- und Finanzminister (ECOFIN) diskutiert und im Juli verabschiedet. 
Diese Empfehlungen sollen in der Folge von den MS umgesetzt werden und insbe-
sondere in die Vorbereitung der nächstjährigen budget- und wirtschaftspolitischen 
Prioritäten einfließen. 

Genderaspekte sind in den umfangreichen Dokumenten in den allerwenigsten 
Fällen enthalten, ganz zu schweigen davon, dass Gleichstellungspolitik in einem Be-
richt zentral verankert worden wäre : Eine Analyse wichtiger Steuerungsinstrumen-
te – der nationalen Reformprogramme (NRPs), die von den Mitgliedstaaten vorzule-
gen sind, und der länderspezifischen Empfehlungen der Europäischen Kommission – 
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zeigt die untergeordnete und instrumentelle Rolle von gleichstellungsorientierten 
Maßnahmen in der EU deutlich auf : »the gender dimension has a low profile in all 
the documents developing the Europe 2020 strategy and the European Semester« 
(European Parliament 2012 : 7). Keines dieser Instrumente setzt spezifische Ziele in 
Bezug auf Geschlechtergleichstellung.

Nach dem Grad der Berücksichtigung von Gleichstellung in den Nationalen Re-
formprogramme (NRPs) – zur Analyse wurden die NRPs 2012 herangezogen – las-
sen sich drei Gruppen von Ländern unterscheiden (European Parliament 2013, 8, 
29 ff) : eine Gruppe von 12 MS 2, in denen Gender Mainstreaming absent ist (45 % der 
MS), 13 MS 3, die einige spezifische Maßnahmen für Frauen, vor allem im Kapitel 
Beschäftigung und in wenigen MS im Kapitel Reduzierung von Armut und sozialer 
Exklusion, aufgelistet haben (48 %) und 2 MS 4, die Gleichstellung mehr oder weniger 
systematisch einbezogen haben (7 %). 

In den länderspezifischen Empfehlungen 2012/2013 (Rat der EU 2012) an die 
Mitgliedstaaten werden in den dominierenden Empfehlungen zur fiskalischen Kon-
solidierung, Förderung von Wachstum und Wettbewerb, Reformen des Gesund-
heits-, Pensions- und Steuersystems sowie Modernisierung der öffentlichen Verwal-
tung die potentiell enormen Auswirkungen auf Frauen und Geschlechterverhältnisse 
in keiner Weise thematisiert. Frauen werden in den Empfehlungen instrumentell 
dann erwähnt, wenn es gilt, die EU 2020 Ziele zu erreichen, so wird explizit die 
Erhöhung der Arbeitsmarktpartizipation von Frauen für fünf Länder empfohlen (IT, 
HU, NL, AT, PL), vier Länder sollen Care Dienstleistungen ausbauen, um Frauen 
besser in den Arbeitsmarkt zu integrieren und für ein Land (AT) wird eine Redu-
zierung des Gender Pay Gap empfohlen. Weiters wird drei Ländern (BG, AT, SLO) 
empfohlen, das Pensionsalter zwischen Frauen und Männern anzugleichen, ohne 
dabei auf die Auswirkungen auf Frauen einzugehen bzw. bestehende Diskriminie-
rungen zu berücksichtigen. 

Auf arbeitsmarkt-, und/oder sozialpolitische Entwicklungen mit unmittelbarem 
Krisenkonnex wird nicht eingegangen. 

Damit verstärkt die Krise einen längerfristigen Trend, wie Villa/Smith (2013) dar-
legen. Gleichstellungspolitik wird seit den 1990 er Jahren immer stärker auf Neben-
linien der EU Politik verschoben und bekommt eine zunehmend neoliberale Aus-
richtung. Die Gleichstellungspolitik hatte in der Makroperspektive, wenn überhaupt, 
eigentlich nur in der EU Beschäftigungspolitik eine gewisse Relevanz. Da diese in 
der Krise der »Stabilisierungspolitik« untergeordnet wurde, bleibt von der Gleich-
stellungspolitik eigentlich nur mehr ein numerisches Beschäftigungsziel übrig. In 
den gesamten Plänen zur Neuaufstellung der Eurozone fehlt die Genderperspektive. 
Dass die Gleichstellungspolitik als Querschnittsmaterie in der EK vom Beschäfti-
gungs- zu den Justizagenden transferiert wurde, passt ins Bild. Gender Mainstrea-
ming ist eine Strategie geworden, die zunehmend im Sand verläuft. Dies liegt nicht 
zuletzt an der konservativen Dominanz in der EK, im Europäischen Parlament und 
in den einzelnen Regierungen der Mitgliedstaaten. Gleichstellungspolitik kann da-
mit letztendlich nur mehr bestehen, wenn sie mit neoliberaler Wirtschaftspolitik 
kompatibel ist (Villa/Smith 2013, 287ff).

Die europäische Gleichstellungspolitik steht einem Umwälzungsprozess gegen-
über, der einen weiteren Bedeutungsverlust für sie mit sich bringen wird. Gemein-
sam mit der Zuspitzung der neoliberalen Ausrichtung der EU-Politik, die männliche 
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Eliten fördert (Schuberth 2012), kommt es zu einer Entwicklung, die sozioökonomi-
sche Ungleichheiten und Hierarchien zwischen den Geschlechtern vertieft (Micha-
litsch 2012, 129).

Für die Lebensverhältnisse von Frauen heißt das : Gleichstellung findet nur dahin-
gehend statt, dass es eine Angleichung nach unten in den Arbeits-, und Sozialstan-
dards und eine zunehmende Prekarisierung der Lebensverhältnisse auch für Männer 
gibt. Im Zuge der Krise kam es zu verstärktem Verlust von Vollzeitsarbeitsplätzen, 
der mit einer Zunahme von atypischen Arbeitsverhältnissen einhergeht, beschleu-
nigter Flexibilisierung der Arbeitszeit, Reformen und Erleichterungen der Regeln für 
(wirtschaftlich motivierte) Entlassungen, der Strukturen und Verfahren der Arbeits- 
und der Tarifbeziehungen (Clauwaert/Schöfmann 2012). 

3.	Grundlagen feministischer Alternativen

Die gegenwärtige Krise in Europa darf nicht nur – je nach Fokus und ideologischer 
Grundausrichtung – als eine Finanzmarktkrise, Staatsschuldenkrise, Wohlfahrts-
staatskrise, Bankenkrise oder Wirtschaftskrise interpretiert werden, die Entwick-
lungen zeigen vielmehr eine grundlegende Krise des Wirtschaftssystems und der 
maskulin geprägten Regulierungs- bzw. Steuerungssysteme. 

Viele Autorinnen weisen auch die Interpretation zurück, dass insbesondere Män-
ner (»mancession« bzw. »he-cession«) von der Krise betroffen wären. Dies gilt zwar 
für viele Staaten in einigen Zeiträumen in einzelnen Sektoren, insbesondere in der 
Baubranche und in der Güterproduktion für den Export. Auch führt der Verlust des 
»male breadwinner status« auf Grund geltender maskuliner Normen zu Verzweif-
lungstaten, wie zunehmende Gewalt, Alkoholismus und steigende männliche Selbst-
mordraten in Krisenstaaten (Fukuda-Parr et alii 2013, 23) zeigen. Keinesfalls sollen 
diese besorgniserregenden Entwicklungen klein geredet werden. Ausgespart wird 
hier jedoch, welche Auswirkungen die Krise auf einen den bedeutendsten Sektor der 
Produktion, die unbezahlt geleistete Arbeit, hat. Dessen Wert variiert je nach Schät-
zung, nach Berechnung und Wohlfahrtsstaatsmodell. Für die Schweiz hat Madörin 
(2007, 145) ein Plus von 70 % des BIP errechnet. Madörin kritisiert deshalb die »tra-
ditionellen Sozialstaatsdebatten« (ebd, 142) als völlig unzureichend. In einem erwei-
terten BIP wäre ihren Berechnungen nach das Verhältnis von unbezahltem Sektor 
zu bezahltem 41 % bzw. 59 %. Die Hausarbeit hätte den höchsten Wertschöpfungs-
anteil von 29 % des BIP, der Industrie- und Gewerbeproduktion kämen hingegen nur 
11 % zu. Die Betreuungs- und Pflegearbeit im Haushalt macht mit 8 % des BIP mehr 
als doppelt so viel aus wie das Gesundheits- und Sozialwesen mit 3 % (ebd. 145). 

Die Analysen zur Finanz- und Wirtschaftskrise sind also vollkommen unzurei-
chend, wie auch Elson (in diesem Heft), Fraser 2012, Karamessini/Rubery 2013 u. a. 
bereits herausgearbeitet haben, ebenso wie die Vorschläge zur Krisenbewältigung. 
Diese haben den »Male Bias« noch verstärkt. Die Austeritätspolitiken führen insbe-
sondere in den Krisenstaaten zu Änderungen in den Care Regimen, da der Staat die 
Mittel für Pflege- und Betreuungsarbeit kürzt 5, was die unbezahlte Arbeit ansteigen 
lässt, währenddessen Frauen zudem versuchen, die Einkommensverluste in den Fa-
milien mit mehr Erwerbsarbeit zu kompensieren (Karamessini/Rubery 2013, 340). 
Der soziale und individuelle Druck steigt enorm an, was aber nicht zum Aufbrechen 
maskuliner Normen und Rollenbilder führt, sondern zu Verhärtungen. 
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Voraussetzung für emanzipatorische Gleichstellungspolitik ist also als erster 
Schritt ein gendersensitiver Analyserahmen, der die multiplen Krisen des gegen-
wärtigen Wirtschaftssystems fassen kann. Arbeiten für eine feministische Perspek-
tive der Makropolitik finden sich beispielsweise bei Elson (in diesem Heft), Young/
Bakker/Elson (2012), Klatzer/Schlager (2012). 

Diese Ansätze der feministischen Ökonomie weisen einen transformatorischen 
Charakter auf. In diesem Sinne geht es um eine Überwindung der Krise und die 
Entwicklung eines neuen Wirtschaftssystems und nicht so sehr um eine Bewälti-
gung, d. h. um die Herstellung des vorherigen Zustandes. Nach Fraser (2012, 11ff) 
bedarf es eines geschlechtersensiblen Ansatzes der den fundamentalen Charakter der 
Krisen erfassen und die Perspektive einer emanzipatorischen Überwindung bieten 
kann. Dabei sind grundsätzlich drei Themenkomplexe zu bearbeiten : Redistribution, 
Recognition und Representation.

Die Frage der »Redistribution« betrifft die Frage der Verteilung der Wertschöp-
fung, die bezahlt und unbezahlt erarbeitet wird. Dies steht im unmittelbaren Zusam-
menhang mit ökologischen Fragen (Verteilung bzw. Ausbeutung von natürlichen 
Ressourcen) und der globalen Verteilung. Der enorme Anstieg an sozialer Ungleich-
heit, der auf Grund der Deregulierung der Finanzmärkte zu enormen Verwerfungen 
führte, hat auch zu extremen Machtungleichgewichten geführt. Eine Voraussetzung 
für eine gerechtere Verteilung ist sicherlich, dass der Finanzkapitalismus wieder in 
die Schranken gewiesen wird. Dafür ist eine Regulierung und Besteuerung des Sek-
tors zur Redimensionierung nötig. Gleichzeitig adressiert Redistribution die umver-
teilende Wirkung des Sozialstaates, dessen absichernde Wirkung weiterhin verteidigt 
werden muss und stellt sich gegen die anhaltenden Austeritätspolitiken. 

»Recognition« beinhaltet die Anerkennung von Identität im Zusammenhang 
mit dem sozialen Status : Die Betroffenheit von Maßnahmen ist von und in sozialen 
Gruppen sehr unterschiedlich und Politiken müssen stärker darauf bedacht neh-
men (siehe Schneebaum in diesem Heft). Es geht aber auch um die Anerkennung 
der Tätigkeiten, die soziale Rollen definieren. Darunter fällt eine Neudefinition des 
Arbeitsbegriffs, wie Wichterich, Madörin, Haug u. a. es fordern und die Sichtbarma-
chung der Capabilities (Sen/Nussbaum) jedes/r Einzelnen. Es thematisiert aber auch 
die Frage, was für ein »gutes Leben« (wellbeing, buen vivir) jedes/r Einzelnen nötig 
ist und was es ausmacht. 

Und schließlich die Frage der »Representation« von Frauen : Die Frage der Ent-
scheidungsmacht und Partizipationsmöglichkeiten kann sich dabei nicht nur auf den 
politischen Sektor, wo auch enormer Handlungsbedarf besteht, alleine beziehen, wie 
der Gleichstellungsindikator der EIGE deutlich zeigt. Ein dominanter maskulin ver-
machteter Wirtschaftssektor hat direkte Wirkung auf die Lebensrealität von Frauen 
und direkte und indirekte Wirkung auf den politischen Sektor und damit auf unser 
demokratisches System. Quoten sind deshalb eine notwendige, aber nicht hinrei-
chende Bedingung für mehr Gleichstellung. Die Demokratisierung des Wirtschaf-
tens ist ebenso von zentraler Bedeutung. Dazu gehören Fragen der Wirtschaftsweise, 
wie es z. B. die Solidarische Ökonomie tut. 
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4.	Transformationsprozesse in Gang bringen

Die große Herausforderung besteht darin, eine feministische Agenda zu entwickeln, 
die einerseits an den bestehenden Prozessen und Politiken anknüpft und andererseits 
aber nicht auf eine Bewältigung der Krisen im Sinne einer Herstellung des Zustandes 
vor Ausbruch der aktuellen Finanzkrise abzielt. Feministische Bewegungen müssen 
sich aus den Fängen der Vereinnahmung lösen und brauchen wieder mehr Klarheit 
über zentrale Elemente einer emanzipatorischen Agenda. Es gilt, sich gerade auf EU-
Ebene als mächtige Kraft für eine emanzipatorische Transformation zu formieren. 
Abschließend einige Elemente einer feministischen Agenda, die am bestehenden 
System anknüpfen :

Emanzipatorischer Um- und Ausbau des »Öffentlichen«
Den gegenwärtigen Druck von Seiten der EU zum Um- und Abbau des Öffentlichen 
Sektors nach den Prinzipien des Marktes ins Gegenteil verkehren : 
1.	 Wirtschaftspolitische Leitlinien und Empfehlungen der EU haben den Um- und 

Ausbau des Öffentlichen in Richtung solidarische Vor- und Versorgungswirtschaft 
in den Mittelpunkt zu stellen. 

2.	 Indikatoren zur Messung der Fortschritte in Richtung emanzipatorischer Um- 
und Ausbau mit entsprechenden – demokratischen – Surveillance Mechanismen.

Nicht Abbau von repräsentativer Demokratie, sondern Ausbau geschlechtergerechter 
partizipatorischer Institutionen und Entscheidungsprozesse :
3.	 Demokratisierung von EU Institutionen, vorrangig EK und EZB.
4.	 Transformation öffentlicher Institutionen und Bereitstellung öffentlicher Dienst-

leistungen nach Prinzipien der Teilhabe und gemeinschaftlicher – nicht hierar-
chisch dominierter – Gestaltung.

5.	 Verbindliche Vorgaben zur ausgewogenen Repräsentanz von Frauen (Quoten) in 
allen EU Institutionen (und ausgewogene Repräsentanz von gesellschaftlichen 
Gruppen).

6.	 Eigenständige EU KommissarIn für Geschlechtergerechtigkeit.

Emanzipatorische Gestaltung der Arbeitsbeziehungen und des Tätig Seins
Hierarchischen Arbeitsbeziehungen der Ausbeutung und Entwertung gesellschaft-
lich notwendiger Arbeit entgegenwirken : 
7.	 Investitionsprogramme in soziale Infrastruktur : Investitionen in Kinderbetreu-

ung, Pflege für Behinderte, Kranke, Alte, auch Infrastruktur für Jugendliche als 
oberste Priorität europäischer Infrastrukturpolitik.

8.	 Beschäftigungspolitische Leitlinien der EU mit neuen Schwerpunkten und sank-
tionsbewehrtem Überwachungsverfahren zur Durchsetzung von :

–	 Radikaler Verkürzung der Erwerbsarbeitszeit mit konkreten Vorgaben auf EU 
Ebene (und Sanktionen bei Nichteinhaltung).

–	 Voll Eingliederung prekärer und atypischer Arbeitsverhältnisse in Sozial-
schutzsysteme und arbeitsrechtliche Absicherung.

–	 Lohnsteigerungen mit überproportionalen Steigerungen im Niedriglohnbereich.
9.	 Verbindliche Vorgaben zur ausgewogenen Repräsentanz von Frauen (Quoten) in 

der Führungsebene in allen börsennotierten Unternehmen und allen Unterneh-
men, die staatliche und EU-Förderungen und Aufträge erhalten.
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10.	Eigenständiger Rechtsanspruch der Väter auf Väterkarenz zur Betreuung von 
Kleinstkindern (die Zeiten verfallen bei Nichtinanspruchnahme).

11.	Verbindliche Kriterien für den Ausbau von Kinderbetreuung und anderer sozialer 
Infrastruktur in den MS.

12.	Die Umgestaltung von Arbeit und Arbeitsbeziehungen muss ein Kern jeglicher 
Transformationsagenda sein. Dabei ist der enge Arbeitsbegriff (Erwerbsarbeit) 
aufzulösen und die Triade des Tätig Seins mit Herstellen (Produktion von Gütern 
und Dienstleistungen), Arbeit die sich auf Menschen bezieht (oft als »Reproduk-
tion« bezeichnet), und Politischem Handeln (vgl. Gubitzer 2011) in den Mittel-
punkt zu stellen.

Umverteilung
Radikale Maßnahmen zur Eindämmung der Macht des Finanzsektors und multina-
tionaler Unternehmen :
13.	Solidarische Steuerpolitik mit Mindeststeuersätzen für Unternehmens-, Kapital- 

und Finanzmarktbesteuerung auf hohem Niveau und entschiedene Verhinderung 
von Steuerhinterziehung und -vermeidung.

14.	Verpflichtende Mindestlöhne auf hohem Niveau, radikaler Umbau der Arbeits-
bewertungsschemata zur Aufwertung von Ver- und Vorsorgungsarbeit.
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Anmerkungen

1	 Nicht-Eurostaaten legen Konvergenzprogramme, Eurostaaten Stabilitätsprogramme, Staaten 
im Defizitverfahren Wirtschaftspartnerschaftsprogramme vor, und Staaten mit finanziellen 
Problemen unterliegen einer permanenten Überwachung. Die Verbindlichkeit der vorge-
schlagenen Maßnahmen und die Sanktionsmöglichkeiten durch die EU bei Nichtbefolgung 
steigen in der Reihenfolge der genannten Programmen an. 

2	 BE, DK, GR, FI, HU, LT, LV, PT, RO, SI, SK, UK.
3	 AT, BG, CY, CZ, DE, ES, FR, IE, IT, NL, MT, PL, SE.
4	 EE, LU.
5	 Österreich hat in den letzten Jahren die Mittel für Kinderbetreuung und Pflege auf Bundes-

ebene erhöht, in einzelnen Bundesländer, z. B. in der Steiermark kam es aber zu einem Rück-
bau der Leistungen, bzw. Erhöhung der privaten Kostenbeteiligung. 


